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§202 des Civil Rights Act vom 2. Juli 1964 „das Recht aller 
Personen, frei zu sein von Diskriminierung und Trennung aus 
Gründen der Rasse, Farbe, Religion oder des nationalen Ur­
sprungs“.16 Im übrigen fehlt es nicht an Festlegungen:
— „Die Regierung ist gehalten zu sichern, daß die Vorteile 

der Automatisierung nicht zu einer Bürde für die weit 
verbreitete Arbeitslosigkeit werden.“

— „Das Problem der Sicherung genügender Arbeitsgelegen­
heiten in Verbindung mit dem rapiden Wachstum der Ar­
beitskräfte wird gesehen. “

— „Es müssen . . . erweiterte Anstrengungen zur Ausbildung 
von itaännern, Frauen und Jugendlichen unternommen 
werden.“17

Wie das Millionenheef der Arbeitslosen in den USA zeigt, 
sind diese Festlegungen nicht realisiert worden.

Der langjährige Kampf der Afroamerikaner hat zur An­
nahme gesetzlicher Bestimmungen geführt, die dazu beitru­
gen, einige Formen der Rassendiskriminierung zu mildern.16 
Ein bekannter US-amerikanischer Jurist beurteilt die Ent­
wicklung der letzten 20 Jahre folgendermaßen: „Seit 1964 
haben die USA eine Reihe von verfassungsmäßig verbrieften 
und geregelten Maßnahmen ausgearbeitet oder vervollkomm­
net, die dem Bestehen und den Folgen der Rassendiskrimi­
nierung ein Ende bereiten sollen. Bis 1981 hat jeder unserer 
Präsidenten mehr oder weniger zu diesen Bemühungen bei­
getragen, selbst wenn er, wie z. B. Richard Nixon, keinen En­
thusiasmus in dieser Hinsicht an den Tag legte. Die Reagan- 
Administration brach jedoch mit dieser Tradition. Die Lage 
der schwarzen Amerikaner bleibt nicht nur ernst, sondern sie 
verschlechtert sich in vieler Hinsicht. Das Wachstum der Ar­
beitslosigkeit bei den Schwarzen ist doppelt so hoch wie bei 
den Weißen. ... Die Sterblichkeit der schwarzen Kinder ist 
fast doppelt so hoch wie die der weißen.“16 20

Bürgerliche Ideologen messen den sozialen Rechten eine 
geringere Wertigkeit zu als politischen Rechten, so daß sie 
nicht in der Verfassung verankert werden müßten. Nach ihrer 
Ansicht sind soziale Rechte im Prinzip nichts anderes als all­
gemeine Deklarationen und soziale Wünsche, während nur die 
politischen Rechte und Freiheiten ihrer Natur nach wahre 
Menschenrechte seien.26

Aber auch die politischen Rechte der Bill of Rights sind 
wieder stärker in das Schußfeld der Konservativen geraten, 
Bürgerrechtskämpfer in den USA meinen, die Bill of Rights 
befände sich „derzeit unter einem der größten Belagerungs­
zustände in der Geschichte der amerikanischen Republik“.21 
Kennzeichnend für die Situation ist z. B., daß USA-Justiz- 
minister Edwin M e e s e die große Bürgerrechtsorganisation 
American Civil Liberties Union (ACLU) als „Interessen­
gruppe“ diffamiert, „die sich der Rechtsdurchsetzung ent­
gegenstellt und die wegen ihres extremen Herangehens an die 
bürgerlichen Freiheiten ein Teil dessen sei, was als krimi­
nelle Interessengruppe beschrieben werden könnte“.22 23 Danach 
hätten Organisationen, die konsequent für Bürgerrechte ein- 
treten, als „kriminelle Interessengruopen“ keinen Anspruch 
auf die politischen Rechte der Bill of Rights!

Verfassungskrise im Jubiläumsjahr

Die Reagan-Administration kann für sich in Anspruch neh­
men, im 200. Jahr der USA-Verfassung wiederum — nach der 
McCarthy-Ära der 50er Jahre, den Bürgerrechtskämpfen der 
60er Jahre, der Affäre um die Pentagon-Papiere und dem 
Watergate-Skandal in den 70er Jahren — eine Verfassungs­
krise ausgelöst zu haben: gemeint ist der Skandal um die 
Waffenlieferungen an den Iran, aus deren Erlösen von min­
destens 40 Millionen Dollar die konterrevolutionären Kräfte 
in Nikaragua finanziert wurden, und zwar zu einer Zeit, da 
der Kongreß ausdrücklich deren militärische Unterstützung 
untersagt bzw. begrenzt hatte.

Das, was bisher aus den Berichten der zur Untersuchung 
dieses Skandals eingesetzten Kommissionen an die Öffentlich­
keit drang, zeigt, daß dem in der USA-Verfassung postulier­
ten Prinzip der Gewaltenteilung neuerlich ein- schwerer 
Schlag versetzt wurde. Dieser Skandal ist Ausdruck der Tat­
sache, daß das die Verfassung durchziehende Prinzip der 
„Hemmungen und Gegengewichte“ heute brüchig geworden 
ist: Die Exekutive — in der Hand des USA-Präsidenten — 
setzt sich zunehmend immer wieder auch direkt über den 
Kongreß hinweg. Gus H a l l  konstatierte im Zusammenhang 
mit dem Iran-Contra-Skandal erneut „das Wirken einer un­
sichtbaren Regierung, über die sich ein aus Geheimdiensten 
und Militär bestehendes Netz spannt, das gegen grundlegende 
demokratische Strukturen, Gesetze und Prinzipien verstößt“.26 
Auch die bürgerliche Presse muß einräumen: „Diese Affäre 
ist bedenklicher als der Fall Watergate — nicht nur, weil sie

mit der Täuschung des Volkes einher geht und der Glaubwür­
digkeit der USA in der ganzen Welt einen Schlag versetzt 
hat, sondern auch, weil sie sich in das Bild einer anmaßenden 
Präsidentschaft einfügt, die das Gesetz häufig ignoriert und 
bedroht hat, wann immer das ihren Zwecken diente“.24

Verfassungsinterpretation nach 
„der ursprünglichen Absicht“

Ein in den USA viel diskutiertes Problem ist, inwieweit ein 
vor 200, Jahren angenommenes Dokument den heutigen so­
zialen Realitäten überhaupt entsprechen kann, ob es nicht 
grundsätzlicher Reform bedarf.

Die Reagan-Administration und die sie umgebenden ex­
trem konservativen Kreise vertreten den Standpunkt, daß 
diese Verfassung der heutigen Wirklichkeit in den USA dann 
entspricht, wenn sie gemäß den „ursprünglichen Absichten“ 
der Verfassungsväter interpretiert wird. USA-Justizminister 
Edwin M e e s e forderte in seiner Rede vor der Vereinigung 
amerikanischer Rechtsanwälte (American Bar Association) 
am 9. Juli 1985 die Wende zu einer „Rechtsprechung der ur­
sprünglichen Absicht“ und sägte in diesem Zusammenhang, 
daß „zu viele Gerichtsentscheidungen mehr politische Optio­
nen als Artikulationen von Verfassungsprinzipien seien“.25 
Auf der gleichen Linie liegt der Chefrichter des Obersten Ge­
richts der USA, William R e h n q u i s t ,  der verkündete, 
daß „die Bundesrichter dem Recht nicht ihre persönlichen An­
sichten auferlegen sollen und nicht über die Absicht der 
Schöpfer der Verfassung dadurch hinausgehen sollen, daß sie 
eine zu breite Bedeutung in die Verfassung hinein interpre­
tieren“.26 Robert H. B o r k ,  Bundesappellationsrichter in 
Washington, ging noch weiter, als er feststellte, „die ursprüng­
liche Absicht ist die einzige legitime Grundlage für Entschei­
dungen, die der Verfassung entsprechen“.27 28

Diese Art der Verfassungsbetrachtung wurde schon in der 
Vergangenheit recht drastisch glossiert. So schrieb z. B. der 
ehemalige stellvertretende USA-Justizminister James E. 
B e c k :  „Die Männer jener Zeit waren starke Trinker. Wenn 
später der konstitutionelle Konvent die Möglichkeit des 
18. Amendments vermutet hätte, so hätte der Konvent sich 
wahrscheinlich sine die (auf unbestimmte Zeit — D. Verf.) ver­
tagt. “26

Auch gegenwärtig stößt die Position der Verfassungsinter­
pretation nach der „ursprünglichen Absicht“ in weiten Krei­
sen der USA-Juristen auf heftige Kritik — ist sie doch ein 
Vehikel, um extrem konservativen politischen Konzepten auch 
im Verfassungsrecht zum Durchbruch zu verhelfen. Richter 
William J. B r e n n a n  vom Obersten Gericht der USA be- 
z'eichnete sie als „doktrinär, arrogant und als Produkt eines 
zerbrechlichen Historismus“. Er betonte, daß „das Messen der 
gegenwärtigen Fragen an den ursprünglichen Absichten der 
Verfassungsväter die Richter auffordert, dem sozialen Fort­
schritt ein blindes Auge züzuwenden und sich nicht dem 
Wechsel der sozialen Umstände anzupassen“. Er stellte wei­
ter fest, daß „die Welt der Schöpfer (der Verfassung) tot und 
vergangen ist“ und „der Genius der Verfassung in der An­
wendung ihrer Prinzipien liegt, um mit den gegenwärtigen 
Problemen und gegenwärtigen Notwendigkeiten fertig zu 
werden“.29 Laurence H.. T r i b e ,  Professor für Verfassungs­
recht an der Harvard Law School, wandte gegen die Verfech­
ter der Verfassungsinterpretation nach der „ursprünglichen 
Absicht“ ein, daß „die Verfassung kein Kochbuch ist, das die 
Zutaten für die Freiheit oder den gleichen Schutz der Rechte. 
für immer spezifiziert“. Er wies darauf hin, daß sich „die
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Anzumerken ist hier, daß Präsident Reagan am 2. Juli 1987 
Robert H. Bork als Nachfolger für den aus Altersgründen aus dem 
Obersten Gericht der USA ausgeschiedenen Richter Powell nomi­
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